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(Nr. 8420.) Geſetz, betreffend die Vereinigung des Herzogthums Lauenburg mit der Preußi ; 
ſchen Monarchie. Vom 23. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 
. 

Das Herzogthum Lauenburg wird vom 1. Juli 1876. ab in Gemäßheit 
des Art. 2. der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat mit der Preu⸗ 
ßiſchen Monarchie für immer vereinigt. 

Mit demſelben Tage treten daſelbſt die Preußiſche Verfaſſung, ſowie die 
nachſtehenden Beſtimmungen in Kraft. 

§. 2. 
Der bisherigen Zahl der Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten tritt 
Ein Abgeordneter für das frühere Herzogthum Lauenburg hinzu. Daſſelbe 
bildet einen beſonderen Wahlbezirk, deſſen Wahlort die Stadt Mölln iſt. 
Bis zum Erlaſſe des im Art. 72. der Verfaſſungsurkunde vorbehaltenen 
Wahlgeſetzes erfolgen die Wahlen zum Haufe der Abgeordneten im Herzog: 
thume auf Grund der Verordnung vom 30. Mai 1849. (Geſetz-Samml. ©. 205. 
und der $$. 3. und 4. des Geſetzes vom 27. Juni 1860. (Geſetz-Samml. S. 3579 
mit der Maßgabe, daß 
1) bis die neue Grundſteuer und die allgemeine Gebäudeſteuer zur Er⸗ 
hebung gelangen, bei der Bildung der Wahlabtheilungen die provi⸗ 
ſoriſche Grundſteuer nach Maßgabe des Lauenburgiſchen Geſetzes vom 
7. Dezember 1872. (Offizielles Wochenblatt für das Herzogthum 
Lauenburg Jahrgang 1872. Nr. 74. S. 339.) und 

2) auf den im $. 29. der Verordnung vom 30. Mai 1849. beſtimmten 
Einjährigen Zeitraum die Zeit, während welcher Jemand dem früheren 
Staatsverbande des Herzogthums angehört hat, 

in Anrechnung zu bringen iſt. 

Die zur Ausführung der Wahlen erforderlichen Anordnungen, insbeſondere 
die Beſtimmung der mit den Wahlangelegenheiten zu beauftragenden Behörden 
hat das Staatsminiſterium im Wege des Reglements zu erlaſſen. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8420.) 26 $. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1876. 
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Das Ministerium für Lauenburg wird aufgehoben. Die Geſchäfte und 
Befugniſſe deſſelben gehen, inſoweit ſie nicht in Gemäßheit des $. 5. dieſes 
Geſetzes den Provinzialbehörden zufallen, auf diejenigen Preußiſchen Miniſter 
über, zu deren Reſſort die betreffenden e gehören. 


Die Prüfung und Dechargirung der Rechnungen über die Staatsverwal⸗ 
tung des Herzogthums Lauenburg erfolgt durch die Oberrechnungskammer, und 
zwar in Bezug auf die Rechnungen bis zum 1. Juli 1876. nach den bisher 
geltenden Grundſätzen, in Bezug auf die ſpäteren Rechnungen nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 27. März 1872. (Geſetz-Samml. S. 278.). 

Das Staatsbudget des Herzogthums Lauenburg für das Jahr 1876. iſt der 
Rechnungslegung auch für die letzten ſechs an dieſes Jahres zu Grunde zu legen. 


Das Herzogthum wird in Bezug auf die ſtaatliche Verwaltung vorläufig 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein zugetheilt. Es wird auf daſſelbe der Wirkungs⸗ 
kreis des Oberpräſidenten der Provinz Schleswig ⸗ Holſtein und der Regierung 
zu Schleswig nach Maßgabe des Allerhöchſten Erlaſſes vom 20. Juni 1868. 
(Geſetz-Samml. ©. 620.), des Provinzialſchulkollegiums und des Medizinal⸗ 
kollegums in Kiel nach Maßgabe der Verordnung vom 22. September 1867. 
(Geſetz⸗Samml. S. 1570.), des ewangelifch » Iutherifchen Konſiſtoriums in Kiel 
nach Maßgabe der Verordnung vom 24. September 1867. (Geſetz⸗Samml. 
S. 1669.) und des Provinzialſteuerdirektors für die Provinz Schleswig Holſtein 
nach 1 der Verordnung vom 24. Auguſt 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1360.) 
ausgedehnt. 

Desgleichen werden die dem Appellationsgerichte und dem Oberſtaatsanwalte 
zu Kiel in Beziehung auf die Juſtizaufſicht und Verwaltung zuſtehenden Befug⸗ 
niſſe auf das Handen ausgedehnt. 

Das Lauenburgiſche Konſiſtorium wird aufgehoben. f 

Die Organiſation der Behörden zur Ausführung derjenigen Geſchäfte, 
welche in Preußen den Auseinanderſetzungsbehörden obliegen, bleibt Königlicher 
Verordnung vorbehalten. 


§. 6. i 

Das Herzogthum bildet einen beſonderen landräthlichen Kreis unter der 

Benennung 
„Kreis Herzogthum Lauenburg“. 

Auf den Landrath dieſes Kreiſes finden die $$. 2. und 3. der Verordnung, 
betreffend die Organiſation der Kreis- und Diſtriktsbehörden, ſowie die Kreis⸗ 
vertretung in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 22. September 1867. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1587.) Anwendung. 


— 


if 
An dem provinzialſtändiſchen Weibende von Schleswig - Holftein nimmt 
das Herzogthum nicht Theil. 


§. 8. 6 
Der Lauenburgiſche Landeskommunalverband bildet in ſeiner gegenwärtigen 
Begrenzung und unter Beibehaltung ſeiner bisherigen Benennung einen es 
eren 


— 171 — 


deren kreisſtändiſchen Verband mit den Rechten einer Korporation und wird als 
ſolcher bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung, längſtens jedoch bis zum 
1. März 1878., von der Ritter⸗ und Landſchaft des Herzogthums Lauenburg in 
ihrer bisherigen Zuſammenſetzung vertreten. 
Der Ritter⸗ und Landſchaft werden die Obliegenheiten, Geſchäfte und Be⸗ 
fugniſſe übertragen, welche die Verordnung vom 22. September 1867. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1587.) in den $$. 7. bis 10. den Kreisſtänden zuweiſt, mit den 
Maßgaben, daß 5 
1) bei Errichtung von Kreisſtatuten die Anhörung des Provinziallandtages 
nicht erforderlich iſt, und 8 a 

2) die Verwaltung des Vermögens des Landeskommunalverbandes nicht 
von dem Landrathe, ſondern bis auf Weiteres nach den $$. 13. und 
5 des Geſetzes, betreffend die Uebertragung der Verwaltung 
es Domanialvermögens und der aus demſelben zu unterhaltenden 
Landesanſtalten auf den Landeskommunalverband, ſowie die ander⸗ 
weitige Einrichtung der ſtändiſchen Verwaltung, vom 7. Dezember 1872. 
Offizielles Wochenblatt, Jahrgang 1872. Nr. 74. S. 325.) von dem 
rblandmarſchalle und dem Landſchaftskollegium ae wird. 

Außerdem iſt die Ritter⸗ und Landſchaft berufen, über die Einführung, 
Abänderung oder Aufhebung von Geſetzen, welche den Kreis ausſchließlich be— 
treffen, ihr Gutachten, falls es von der Staatsregierung erfordert wird, abzu⸗ 
eben, ſowie im beſonderen Intereſſe des Kreiſes Bitten und Beſchwerden an 


de Staatsregierung zu richten. 
2.95 

Es werden im Herzogthume eingeführt: 

1) das Geſetz, betreffend die Einführung einer Klaſſen- und klaſſifizirten 
Einkommenſteuer, vom 1. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. S. 193.) mit 
den 1 die beiden Geſetze vom 25. Mai 1873. (Geſetz-Samml. 
S. 213. Nr. 8129. und S. 222. Nr. 8130.), ſowie durch das Geſetz 
vom 16. Juni 1875. (Geſetz-Samml. S. 234.) herbeigeführten Ab⸗ 
änderungen, 

2) das Geſetz wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820. 
(Geſetz-Samml. S. 147.) mit den durch die Geſetze vom 19. Juli 1861. 
Geſetz⸗Samml. S. 697.), vom 20. Don 1872. (Geſetz⸗Samml. 

285.) und vom 5. Juni 1874. (Geſetz-Samml. S. 219.) herbei⸗ 
geführten Abänderungen, 

3) das Geſetz, die von den Eiſenbahnen zu entrichtende Abgabe betreffend, 
vom 30. Mai 1853. (Geſetz-Samml. S. 449.), 

nebſt allen dieſe Geſetze erläuternden, ergänzenden und abändernden Vorſchriften 
mit der Maßgabe, daß dieſelben zuerſt bei der Veranlagung für das Jahr 1877. 
zur Anwendung gelangen. 

Bezüglich der Veranlagung der Gewerbeſteuer wird der Kreis Herzogthum 
Lauenburg dem Bezirke der früheren Regierung zu Kiel (vergl. den . 10. litt. b. 
der Allerhöchſten Verordnung vom 28. April 1867., Geſetz-Samml. S. 543.) 
im Sinne der $$. 4. 5. und 8. des oben unter 2. angeführten Geſetzes vom 
19. Juli 1861. zugetheilt. 

(Nr, 8420.) 26* Die 
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Die der e für die klaſſiftzirte Einkommenſteuer bezüglich 
der Klaſſen⸗ und der klaſſifizirten Einkommenſteuer obliegenden Geſchäfte (vergl. 
die 9 146. und 24. des Geſetzes vom 25. Mai 1873. und die $$. 25. und 26. 
des Geſetzes vom 1. Mai 1851.) werden hinſichtlich des Kreiſes Herzogthum 
Lauenburg von der Bezirkskommiſſion der Provinz Schleswig-Holſtein wahr: 
genommen, welcher ein von der Kreisvertretung (vergl. den vorſtehenden $. 8.) 
zu wählendes Mitglied hinzutritt. 

Der im $. 5. des Geſetzes, betreffend die Aufhebung der Mahl- und Schlacht: 
. vom 25. Mai 1873. (Geſetz-Samml. S. 222.) auf 42 Millionen Mark 
eſtgeſetzte Jahresbetrag der Solleinnahme der Klaſſenſteuer wird mit Rückſicht 
auf die Einverleibung des Herzogthums Lauenburg in die Preußiſche Monarchie 
um den Betrag von Einmalhundert Tauſend Mark erhöht. 

Mit der Veranlagung der Klaſſen-, klaſſifizirten Einkommen⸗ und Gewerbe⸗ 
ſteuer in Gemäßheit der obigen Beſtimmungen treten die bezüglich dieſer Steuern 
im Herzogthume bisher geltenden Vorſchriften außer Kraft. 

Die Erhebung der direkten Staatsſteuern in Uebereinſtimmung mit den in 
der Provinz Schleswig ⸗Holſtein beſtehenden Einrichtungen anderweit zu regeln, 
bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


§. 10. 

Es wird ferner im Herzogthume eingeführt die Verordnung vom 11. März 
1850. über die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung gefährden⸗ 
den Mißbrauchs des Verſammlungs⸗ und Vereinigungsrechts (Get Samml. 
S. 277.), jedoch mit Ausſchluß der $$. 20. 22. und 23. 


| K. 11. 

Die Verordnung, betreffend die Publikation der Geſetze in denjenigen Lan⸗ 
destheilen, welche durch die Geſetze vom 24. Dezember 1866. der Preußiſchen 
Monarchie einverleibt worden ſind, vom 29. Januar 1867. (Geſetz⸗Samml. 
S. 139.), das Geſetz, betreffend die Bekanntmachung landesherrlicher Erlaſſe 
durch die Amtsblätter, vom 10. April 1872. (Geſetz Samml. S. 357.) und das 
Geſetz, betreffend den Beginn der verbindlichen Kraft der durch die Geſetz⸗ 
Sammlung verkündeten Erlaſſe, vom 16. Februar 1874. (Geſetz⸗Samml. S. 23.) 
gelten auch für den Kreis Herzogthum Lauenburg. 

Bekanntmachungen, welche durch das Amtsblatt zu bewirken ſind, erfolgen 
für denſelben durch das Amtsblatt der Regierung zu Schleswig. 

Alle entgegenſtehenden bisherigen Vorſchriften treten außer Kraft. 


$. 12. 
Fair die vermögensrechtlichen Verhältniſſe zwiſchen Preußen und Lauen⸗ 
burg iſt der dieſem Geſetze angeſchloſſene Vertrag vom 15. März 1876. maß⸗ 


gebend, welcher hiermit genehmigt wird. 


§. 13. 

Bezüglich der Penſionsanſprüche der Staatsbeamten des Herzogthums 
und ihrer Angehörigen wird durch die Einverleibung Nichts geändert. Das 
Gleiche gilt von den Rechtsverhältniſſen der bereits auf Wartegeld ſtehenden 
Beamten mit der Maßgabe, daß eine anderweitige Anſtellung oder Verwendun 
derſelben im Preußiſchen Staatsdienfte nur mit ihrer Zuſtimmung erfolgen darf 
Die 
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Die Richter des Herzogthums verbleiben in ihren Aemtern und im Ge- 
nuſſe ihres bisherigen Dienſteinkommens. 

Die übrigen aktiven Staatsbeamten find verpflichtet, unter Belaſſung ihres 
bisherigen Dienſteinkommens und gegen Vergütung der Koſten eines etwaigen 
Umzuges ſich auch in einem anderen, ihrer Berufsbildung und ihrem Rang⸗ 
verhältniſſe entſprechenden Preußiſchen Staatsamte verwenden zu laſſen. 

Ignſoweit ihre Verwendung im Preußiſchen Staatsdienſte nicht erfolgt, 
wird ihnen ein nach dem $. 26. des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe 
der Reichsbeamten, vom 31. März 1873. (Reichs-Geſetzbl. S. 61.) zu bemeſſendes 
Wartegeld gewährt, wobei der omumgögelbgufchuß mit dem für die Penſio⸗ 
nirung geltenden Durchſchnittsſatze dem Gehalte zugerechnet wird. 

Diejenigen Beamten, welche gleichzeitig im Lauenburgiſchen und im Preu⸗ 
ßiſchen Staatsdienſte angeſtellt find, treten bezüglich ihres Lauenburgiſchen Amtes, 
wenn daſſelbe in Folge der Einverleibung in egfall kommt, in den Ruheſtand 
und behalten drei Viertheile ihres vom Lauenburgiſchen Staate bezogenen Dienſt⸗ 
einkommens als lebenslängliche Penſion. 

1 


$. 14. 
Das Staatsminiſterium wird mit der Ausführung des gegenwärtigen Ge⸗ 
ſetzes beauftragt. 
nen Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 23. Juni 1876. 


(JL. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. Achenbach. v. Kameke. Friedenthal. Hofmann. 


Vertrag. 


ür den Fall der Vereinigung des Herzogthums Lauenburg mit der Preußiſchen 
Fe iſt zur Regelung der nahen Verhältniſſe der 5 
Vertrag zwiſchen 
dem Geheimen Ober⸗Finanzrath Michel ly als Kommiſſarius der König— 
lich Preußiſchen Staatsregierung einerſeits, 


dem Landesdirektor Freiherrn v. Lands berg als Kommiſſarius der 
Herzoglich Lauenburgiſchen Staatsregierung und dem Erblandmarſchall 
v. Bülow auf Gudow als Kommiſſarius der Ritter» und Landſchaft 
des Herzogthums Lauenburg andererſeits, 
unter Vorbehalt der Genehmigung der beiderſeitigen Regierungen und Landes⸗ 
vertretungen abgeſchloſſen worden. 
(Nr. 8420.) Art. 
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Artikel J. 

Das im Rezeſſe vom 19/1. Juni 1871. (Offizielles Wochenblatt für das 
Herzogthum Lauenburg, Jahrgang 1871. Nr. 35. S. 175.) und im Geſetze 
vom 7. Dezember 1872, (ebendaſelbſt, Jahrgang 1872. Nr. 74. S. 325.) als 
„Landeseigenthum“ anerkannte Domanialvermögen bleibt auch nach der Einver⸗ 
leibung des Herzogthums ausſchließliches Den des Lauenburgiſchen Landes⸗ 
kommunalverbandes in deſſen gegenwärtiger Begrenzung und wird von den geſetz⸗ 
lichen Vertretern dieſes Verbandes unter der Oberaufſicht des Staates verwaltet. 


Artikel II. 

Außer denjenigen Verpflichtungen, Laſten und Ausgaben, welche der Lauen⸗ 
burgiſche Landeskommunalverband nach dem Rezeſſe vom 19./21. Juni 1871. 
und dem vorerwähnten Geſetze vom 7. Dezember 1872. zu tragen hat, über⸗ 
nimmt der genannte Verband 

1) die Verzinſung und Tilgung der ſogenannten — (efr. Finanz⸗ 

etat der ſtändiſchen Verwaltung des ag 1 Lauenburg für das 
Jahr 1875. A. fortlaufende Ausgaben Kap. I. litt. B.), 
2) ſämmtliche Entſchädigungen, welche 
a) auf Grund des Geſetzes vom 20. April 1874. (Offizielles Wochen⸗ 
blatt für das Herzogthum Lauenburg, Jahrgang 1874. Nr. 10. 
S. 73.) für den Verluſt gewerblicher Berechtigungen, ſowie der 
Abgaben und Leiſtungen, zu welchen die Berechtigten in Beziehung 
auf die aufgehobenen Berechtigungen verpflichtet waren, 
b) auf Grund des Geſetzes vom 15. Februar 1875. 5 
Jahrgang 1875. Nr. 8. S. 127.) für die Heranziehung bisher 
938 befreiter oder bevorzugter Grundſtücke zur Grundſteuer aus der 
iR Staatskaſſe zu gewähren find. | 
Bi Artikel III. a 
Nach dem Staatsbudget des Herzogthums Lauenburg für das Jahr 1875. 
ſollte zu den Entſchädigungen für den Verluſt gewerblicher Berechtigungen (elr. 
Artikel II. Nr. 2. litt. a.) die Summe von fünfmalhunderttauſend Mark ver⸗ 
wendet werden, was aber bisher nur theilweiſe gefchehen if. Dem Lauen⸗ 
1 burgiſchen Landeskommunalverbande wird derjenige Betrag, um welchen die bis 
3 ur Einverleibung bereits gezahlten Entſchädigungen für den Verluſt e 
ee zuſammengerechnet hinter der Summe von 500,000 Mark zurück⸗ 
bleiben, von Preußen baar zur Verfügung geſtellt werden, um dieſen Betrag 
6 zu den gedachten Entſchädigungen, welche fernerhin noch auszuzahlen ſein werden, 
4 zu verwenden. Den zu dieſen Entſchädigungen etwa erforderlichen Mehrbetrag 
* hat der Landeskommunalverband aus eigenen Mitteln zuzuſchießen, wogegen ihm 
aber auch eine etwaige Erſparniß an jener Summe zu Gute kommt. 
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Artikel IV. 
Der Lauenburgiſche Landeskommunalverband übernimmt endlich ſämmtliche 
u: Koſten der Veranlagung und Vertheilung der Grundſteuer, insbeſondere auch 
| die der Vermeſſungsarbeiten, welche durch die Ausführung des im Artikel II. 
\ erwähnten Geſetzes vom 15. Februar 1875. ſeit dem 1. Januar 1876, entſtanden 
£ find 
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find und fernerhin noch entſtehen werden, inſoweit dieſe Koſten nach dem Geſetze 
der Staatskaſſe zur Laſt fallen würden. 

Der Landeskommunalverband verpflichtet ſich, die gedachten Koſten, welche 
die Staatskaſſe fernerhin nur noch vorſchußweiſe berichtigen wird, einſchließlich 
der ſeit dem 1. Januar 1876. entſtandenen an die Preußiſche Staatskaſſe zu 
erſtatten. Die Erſtattung der Koſten für das Jahr 1876. hat bis zum 1. Juli 
1877., die der ſpäteren Koſten aber vierteljährlich zu erfolgen. 

Für ſolche Arbeiten, welche zwar ſchon im Jahre 1875. begonnen, aber 
erſt ſpater vollendet worden ſind, hat der Landeskommunalverband der Preußiſchen 
Staatskaſſe die Koſten, inſoweit als die Arbeiten in die Zeit nach dem 1. Januar 
1876. fallen, zu einem verhältnißmäßigen Antheile zu erſtatten. b 


Artikel V. g 
Die Grundſtücke des Lauenburgiſchen Landeskommunalverbandes, welche 
früher zum Domanialvermögen gehört haben, bleiben nach Maßgabe des $. 6. 
des Geſehes vom 15. Februar 1875. für den daſelbſt feſtgeſetzten Zeitraum von 

der Grundſteuer befreit. 

Artikel VI. | 
Dem Lauenburgiſchen Landeskommunalverbande wird die Zuſicherung 
ertheilt, daß ihm ohne ine Zuſtimmung außer denjenigen Verpflichtungen, welche 
er nach dem Rezeſſe vom 19/21. Juni 1871. und dem Geſetze vom 7. Dezember 
1872., ſowie nach dem gegenwärtigen Vertrage zu erfüllen hat, keine neuen be⸗ 
ſonderen Verpflichtungen oder en zu Gunſten des Staates auferlegt werden 
ſollen, von welchen die übrigen Kreiſe der Preußiſchen Monarchie befreit ſind. 


Artikel VII. 

Um dem Lauenburgiſchen Landeskommunalverbande die Erfüllung der in 
den Artikeln II. und IV. dieſes Vertrages übernommenen Verpflichtungen zu 
erleichtern, wird ihm auf ſeinen desfallſigen Antrag die ſtaatliche Genehmigung 
ertheilt werden, die hierzu erforderlichen Mittel 10 im Wege einer Anleihe zu 
beſchaffen, zu deren Tilgung er erſt nach erfolgter Amortiſation der in Ge⸗ 
mäßheit des Geſetzes vom 8. Dezember 1866. (Offizielles Wochenblatt, Jahr: 
gang 1867. S. 1.) aufgenommenen Domanialanleihe verpflichtet ſein ſoll. 


i Artikel VIII.“ 

Das geſammte Staatsvermögen des Herzogthums Lauenburg geht mit 
deſſen Einverleibung in das Eigenthum des Praiſchen Staates über. Dies 
gilt insbeſondere von allen bisher für Staatszwecke beſtimmt geweſenen Grund⸗ 
ſtücken und Gebäuden „ nebſt ihrem beweglichen und unbeweglichen Zubehör, von 
den dem Staate gehörigen Kapitalien und Effekten, von ſämmtlichen Beſtänden 
und Betriebsfonds der Staatskaſſen, von allen rückſtändigen Staatseinnahmen 
und von allen ſonſtigen ausſtehenden Forderungen des Herzogthums. 

Auf ausdrückliches Verlangen des Lauenburgiſchen Landeskommunalver⸗ 
bandes wird anerkannt, daß Preußen mit den Grundſtücken und Gebäuden, welche 
in ſein Eigenthum übergehen, zugleich die auf denſelben ruhenden Abgaben und 
Laſten zu übernehmen hat. 

Cr. 8420) Art. 
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Artikel IX. 

Für den Fall, daß das Kreisgericht zu Ratzeburg bei der bevorſtehenden 
Gerichtsorganiſation aufgehoben werden ſollte, verpflichtet ſich die Preußiſche 
Staatsregierung, das gegenwärtig für Gerichtszwecke benutzte Gebäude am Markt 
zu Ratzeburg dem Lauenburgiſchen Landeskommunalverbande zur Benutzung als 
Ständehaus unentgeltlich zu übereignen und das gegenwärtig in dieſem Gebäude 
untergebrachte Amtsgericht (reſp. das an deſſen Stelle tretende Gericht) ander⸗ 
weitig unterzubringen. Die hierdurch bedingten Koſten hat der Landeskommunal⸗ 
verband der Preußischen Staatskaſſe zu erſtatten. 


Artikel X. 

Dem Landesbaubeamten wird, ſo lange der Staat von ſeinen Dienſten 
auf Grund des F. 16. des im Artikel I. erwähnten Geſetzes vom 7. Dezember 
1872. es nad) der Einverleibung Gebrauch macht, dafür eine monatliche post- 
numerando zahlbare Vergütung von Einhundert Mark aus der Staatskaſſe 
gewährt werden. 

Artikel XL 


Endlich verzichtet 

1) einerfeit8 Preußen auf alle Anſprüche, welche gegen Lauenburg be⸗ 
züglich 05 in den Artikeln VIII. und IX. des Wiener de dven 
trages vom 30. Oktober 1864. den . zur Laſt gelegten 
Antheils an der Däniſchen Staatsſchuld von Neun und zwanzig Millionen 
Thalern Däniſch, und 

2) andererſeits Lauenburg auf alle Anſprüche, welche gegen Preußen wegen 
der von Lauenburg auf Grund des Artikels 9. des Gaſteiner Vertrages 
vom 14. 1 1865. an Oeſterreich geleiſteten Zahlung von Zwei und 
Einer halben Million Thalern Däniſch 

etwa geltend gemacht werden könnten. 


Dieſer Vertrag iſt von den beiderſeitigen Kommiſſarien in dreifacher Aus⸗ 
fertigung vollzogen und unterſiegelt worden. 


So geſchehen Berlin, den 15. März 1876. 


(L. S.) Michelly, (L. S.) F. v. Bülow, 
Geheimer Ober⸗Finanzrath. Erblandmarſchall. 


(L. S.) H. Freiherr v. Landsberg. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchbruckerei 
(R. v. Decker). 


